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VORSCHLÄGE 

Der Rechtsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für die Rechte der Frau und die 

Gleichstellung der Geschlechter, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass die Gleichstellung von Frauen und Männern zu den 

Grundprinzipien der Europäischen Union gehört und dass sowohl gemäß den Verträgen 

über die Europäische Union als auch gemäß der Charta der Grundrechte 

Diskriminierungen wegen des Geschlechts verboten sind und die Gleichstellung von 

Frauen und Männern in allen Bereichen sicherzustellen ist, zumal die Förderung dieser 

Gleichstellung zu den grundlegenden Aufgaben der Union gehört1; 

B. in der Erwägung, dass gemäß der Richtlinie 2004/113/EG (im Folgenden als „Richtlinie“ 

bezeichnet) der Schutz vor Diskriminierung aufgrund des Geschlechts auszuweiten ist und 

der Grundsatz der Gleichstellung der Geschlechter über den traditionellen Bereich des 

Arbeitsmarktes hinaus auch beim Zugang zu und der Versorgung mit Gütern und 

Dienstleistungen besser durchgängig zu berücksichtigen ist, die Medien, die Werbung 

sowie das öffentliche und private Bildungswesen hingegen ausdrücklich ausgeschlossen 

sind; 

C. in der Erwägung, dass alle Mitgliedstaaten Maßnahmen zur Umsetzung der Richtlinie in 

ihre einzelstaatlichen Rechtsvorschriften getroffen und die für die Umsetzung 

erforderlichen Verfahren und Gremien eingerichtet haben; in der Erwägung, dass die 

Kommission in ihrem Bericht über die Anwendung der Richtlinie 2004/113/EG2 zu dem 

Schluss gelangt ist, dass zwar alle Mitgliedstaaten die Richtlinie in nationales Recht 

überführt haben, dass es allerdings weiterhin Probleme im Zusammenhang mit der 

wirksamen Umsetzung der Richtlinie gibt; 

D. in der Erwägung, dass die Gleichstellungsstellen bei der Verwirklichung der festgelegten 

Ziele von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterschiedlich gut vorankommen; 

E. in der Erwägung, dass der Gerichtshof der Europäischen Union in seinem Urteil vom 

1. März 2011 in der Rechtssache C-236/09 Test-Achats3 (im Folgenden als „Urteil“ 

bezeichnet) Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie für nichtig erklärt hat, dem zufolge die 

differenzierte Berücksichtigung geschlechtsspezifischer versicherungsmathematischer 

Faktoren in privaten Versicherungsverträgen, die in den Geltungsbereich der Richtlinie 

fallen, gestattet war; 

1. betont, dass bestimmte Herausforderungen und Probleme hinsichtlich der wirksamen und 

einheitlichen Umsetzung der Richtlinie fortbestehen und dass zu den häufigsten 

                                                 
1 In Artikel 8 AEUV (ehemaliger Artikel 3 Absatz 2 EGV) heißt es: „Bei allen ihren Tätigkeiten wirkt die Union 

darauf hin, Ungleichheiten zu beseitigen und die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern“. 
2 Bericht der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss – „Bericht über die Anwendung der Richtlinie 2004/113/EG des Rates zur Verwirklichung des 

Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versorgung mit 

Gütern und Dienstleistungen“ (COM(2015)0190) – http://eur-lex.europa.eu/legal-

content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52015DC0190.  
3 Urteil vom 1. März 2011 in der Rechtssache C-236/09, ECLI:EU:C:2011:100. 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52015DC0190
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52015DC0190
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Problemen ein zu restriktives Verständnis der Begriffe Güter und Dienstleistungen, 

ausschweifende und teilweise unklare Begründungen für ungleiche Behandlung auf 

Grundlage von Artikel 4 Absatz 5 und ein unzulänglicher Schutz von Frauen während der 

Schwangerschaft, Stillzeit und Mutterschaft zählen; 

2. bedauert, dass der Geltungsbereich der Richtlinie eher klein ist und dass die Medien, die 

Werbung oder das öffentliche oder private Bildungswesen ausgeschlossen, 

Gesundheitsdienstleistungen hingegen eingeschlossen sind;1 

3. vertritt die Ansicht, dass die breite Öffentlichkeit zu wenig für den Inhalt und die 

Auswirkungen der Richtlinie sensibilisiert ist und die geschützten Personen und Anbieter 

von Gütern und Dienstleistungen sich ihrer Rechte und Pflichten nicht genügend bewusst 

sind, was sowohl der mangelnden Berichterstattung als auch der mangelnden 

Rechtsprechung zuzuschreiben ist; fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und die 

Gleichstellungsstellen daher auf, den Inhalt und die Auswirkungen der Richtlinie stärker 

ins Bewusstsein der Öffentlichkeit zu rücken; 

4. begrüßt, dass alle Mitgliedstaaten das Urteil umgesetzt haben oder gerade umsetzen, und 

betont, dass sich einige Mitgliedstaaten sogar dafür entschieden haben, über den 

Geltungsbereich des Urteils hinaus die Regel der Geschlechtsneutralität auch auf andere 

Arten von Versicherungen und Renten anzuwenden; 

5. begrüßt diese Initiative und hält es für geboten, die Mitgliedstaaten dazu anzuhalten, dass 

sie die Unabhängigkeit der Gleichstellungsstellen hinreichend gewährleisten und dafür 

sorgen, dass sie über angemessene Befugnisse verfügen; betont in diesem 

Zusammenhang, dass die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und diesen Stellen 

intensiviert werden muss, indem die wichtigsten Probleme systematisch ermittelt werden 

und der Austausch über bewährte Verfahren weiterentwickelt wird, damit die von diesen 

Stellen festgelegten Ziele einheitlich für alle nach denselben Effizienzmaßstäben 

verwirklicht werden; 

6. fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, alle betroffenen Parteien für den 

Inhalt und die Auswirkungen der Richtlinie zu sensibilisieren; 

7. fordert die Kommission auf, eine umfassende und detaillierte Studie und Datenerhebung 

zur Umsetzung der Richtlinie in Auftrag zu geben, ihre Monitoring-Tätigkeiten zu 

verbessern und die Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, das Potenzial der Richtlinie voll 

auszuschöpfen; 

8. betont, dass sich der Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 

zwar aufgrund der Digitalisierung bestimmter Dienstleistungen und Branchen und der 

starken Zunahme kollaborativer Formen der Dienstleistungserbringung geändert haben, 

die Richtlinie aber trotzdem auf das digitale Umfeld anwendbar bleibt; fordert die 

Kommission auf, eine Folgenabschätzung hinsichtlich der Auswirkungen der 

Digitalisierung und der kollaborativen Wirtschaft auf den Zugang zu und die Versorgung 

mit Gütern und Dienstleistungen aus dem Blickwinkel der Gleichstellung der 

Geschlechter vorzunehmen; 

                                                 
1 Urteil des Gerichtshofes vom 12. Juli 2001 in der Rechtssache C-157/99 (Geraets-Smits und Peerbooms), 

ECLI:EU:C:2001:404.  
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9. hebt hervor, dass die Bestimmungen über die Haftung der Anbieter von Gütern und 

Dienstleistungen geklärt und Online-Plattformen auf der Grundlage der Richtlinie verlinkt 

werden müssen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, sich daher dringend 

mit der Frage der Haftung in diesem Zusammenhang zu befassen. 
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